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Zur Frage der Rechtskraftwirkung eines Feststellungsurteils.  

§ 44 SGB X; § 9 Abs.1 SGB VII i. V. m. Nr. 2108 der Anlage 1 der BKV 

Urteil des BSG vom 27.09.2023 – B 2 U 13/21 R – 
Aufhebung und Zurückverweisung des Urteils des LSG Baden-Württemberg vom 05.10.2020 – L 12 U 
3510/19 – [UVR 10/2021, S. 489] 

Die Parteien streiten im Rahmen eines Überprüfungsverfahrens gem. § 44 SGB X um die Fest-
stellung, ob das LWS-Leiden des Klägers eine Berufskrankheit gem. BKV Nr. 2108 ist.  

Im Jahr 2011 beantragte der Kläger bei der Beklagten die Anerkennung seiner Wirbelsäu-
lenerkrankung als Berufskrankheit. Mit der Begründung, es läge kein belastungskonformes 
Schadensbild vor, lehnte die Beklagte dies mit Bescheid vom 16.02.2012 ab. Die hiergegen 
erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Auch das LSG wies die Berufung mit Urteil vom 
26.01.2018 zurück. Die Nichtzulassungsrevision wurde vom BSG mit Beschluss vom 
05.06.2018 verworfen.

6 Wochen später beantragte der Kläger eine Überprüfung der Angelegenheit, die die Be-
klagte mit Bescheid vom 27.08.2018 ablehnte. Widerspruch und Klage blieben erfolglos. Auch 
das LSG wies die Klage ab.  

Die Revision des Klägers zum BSG führt zur Aufhebung des Berufungsurteils und zur 
Zurückverweisung. 

Anders als für die Vorinstanz stehe für das BSG nicht aufgrund des rechtskräftigen Berufungs-
urteils vom 26.01.2018 im Ausgangsverfahren für das vom Kläger betriebene Zugunstenverfah-
ren bindend fest, dass keine Berufskrankheit Nummer 2108 der Anlage 1 zur BKV vorliegt. 
Denn die dem Feststellungsurteil vom LSG zugeschrieben Rechtskraftwirkung komme 
ihm nicht zu. Nach ständiger BSG-Rechtsprechung sei die Rücknahme eines nicht begünsti-
genden Verwaltungsaktes auch dann noch möglich, wenn dessen Rechtmäßigkeit bereits im 
Rahmen einer Anfechtungs-, Leistungs- oder Verpflichtungsklage durch rechtskräftiges Urteil 
inzident bestätigt worden ist. Dasselbe gelte für rechtskräftige Feststellungsurteile. Sie hätten 
weder eine höhere Richtigkeitsgewähr als andere Gerichtsentscheidungen noch sei un-
ter Gleichheitsgesichtspunkten ein Sachgrund ersichtlich, die Rechtskraft von Feststel-
lungsurteilen im Zugunstenverfahren anders zu behandeln als die Rechtskraft anderer 
Urteilsarten. Die behördliche Entscheidung im Bescheid vom 16.02.2012, das LWS-Leiden des 
Klägers nicht als BK 2108 festzustellen, sei eine auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen 
gerichtete, einzelfallbezogene Regelung, die kein Recht und keinen rechtlich erheblichen Vorteil 
auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts begründete oder bestätigte. Der Streitgegenstand in 
beiden Verfahren sei nicht identisch. Während der Kläger im Ausgangsverfahren die gericht-
liche Aufhebung der Ablehnungsentscheidung im Bescheid vom 16.02.2012 mit dem Ziel bean-
tragt hatte, die BK 2108 gerichtlich b.z.w. behördlich festzustellen, begehre er nunmehr im Zu-
gunstenverfahren die gerichtliche Aufhebung der abgelehnten Rücknahme im negativen Zu-
gunstenbescheid vom 27.08.2018 und die Verpflichtung der Beklagten, die Ablehnungsent-
scheidung im Bescheid vom 16.02.2012 zurückzunehmen und die BK 2108 behördlich festzu-
stellen. 

Die Sonderregelung des § 44 SGB X gebe der materiellen Gerechtigkeit den Vorrang ge-
genüber dem Prinzip der Rechtssicherheit und schränke damit auch in der gesetzlichen Un-
fallversicherung zugleich die Rechtskraftwirkung bereits ergangener Urteile ein. 

Die Frage, ob der Kläger die arbeitstechnischen und medizinischen Voraussetzungen im Zeit-
punkt des Erlasses des zu überprüfenden Verwaltungsakts vom 16.02.2012 erfüllt hat, werde 
das LSG mit sachkundiger Hilfe beantworten müssen. Dies habe es auf der Grundlage des 
modifizierten Mainz-Dortmunder-Dosis-Modells festzustellen. Ob die medizinischen 
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Voraussetzungen im Erlasszeitpunkt erfüllt gewesen sind, sei auf der Basis der sogenannten 
Konsensempfehlungen zu prüfen. Dabei werde das LSG auch berücksichtigen müssen, dass 
das Überprüfungsverfahren das abgeschlossene Ausgangsverfahren nicht fortführt, sondern 
beide Verfahren unterschiedlich und deshalb nicht identisch sind.  Weiter werde es zu beachten 
haben, dass der Beweiswert von Gerichtsgutachten, die lediglich als (Privat-)Urkunden verwer-
tet werden, gegenüber Sachverständigengutachten gemindert sein kann. Außerdem müsse 
das LSG prüfen, ob den Sachverständigen mit Blick auf die angeblich fehlende zeitliche 
Korrelation zwischen dem Ende der relevanten Einwirkungen 1987 und der erstmaligen 
LWS bedingten Arbeitsunfähigkeit 1994 im Lichte der im Überprüfungsverfahren vorge-
legten medizinischen Unterlagen neue Anknüpfungstatsachen vorzugeben sind. 

Sollten diese Voraussetzungen - mit Ausnahme der tatsächlichen Aufgabe der zur Schädigung 
geeigneten Tätigkeiten - damals vorgelegen haben, werde das Landessozialgericht die Be-
klagte - auch bei fortgesetzter Nichtaufgabe der schädigenden Tätigkeiten - verpflichten müs-
sen, die Berufskrankheit Nummer 2108 nach Aufgabe des Unterlassungszwangs jedenfalls ab 
dem 01.01.2021 festzustellen. (D.K.) 

Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 27.09.2023 – B 2 U 13/21 R – 
wie folgt entschieden: 
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